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In seinem Urteil 5A_71/2022 vom 14. September 2022 entschied das Bundesgericht, dass der Kaufer beim
Erwerb des Carigiet-Bildes nicht gutgldubig hinsichtlich der Verfligungsmacht der Verk&uferin gewesen sei. Zum
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses hétte der Kéufer abkldren mlssen, ob seine Grossmutter (d.h. die
Verkduferin) befugt gewesen sei, (ber das Carigiet-Bild zu verfligen. Auf die Ndhe des Kéufers zur Verk&uferin
komme es in diesem Zusammenhang nicht an.

Sachverhalt

[1] Mit schriftichem Vertrag vom 20. Januar 2006 schenkte C (nachfolgend: Schenkerin) das Carigiet-Bild «yyy»
(nachfolgend: Carigiet-Bild) ihrer Nichte B (Klagerin, Beschwerdegegnerin, nachfolgend: Beschenkte). Das
Carigiet-Bild befand sich im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses im Haus, das die Schenkerin bewohnte. Gemass
Vertrag behielt sich die Schenkerin die Nutzniessung am Carigiet-Bild vor, solange sie in diesem Haus wohnte
(Sachverhalt Teil A.a).

[2] Mit 6ffentlich beurkundetem Vertrag vom 27. Januar 2006 (nachfolgend: Kaufvertrag) verkaufte die Schenkerin
ihr Haus ihrem Enkel A (Beklagter, Beschwerdefiihrer, nachfolgend: Enkel). Der Kaufpreis entsprach dem
Verkehrswert der Liegenschaft geméass amtlicher Schatzung. Gleichzeitig begriindeten die Vertragsparteien eine
lebenslangliche Nutzniessung zugunsten der Schenkerin. Ziffer IV.4 des Kaufvertrags lautete wie folgt: «Die
Einrichtungsgegenstinde sind Gegenstand des vorliegenden Kaufvertrages, soweit diese nicht durch
Schenkungen und oder Vermdachtnisse Dritipersonen zugewendet werden.» (Sachverhalt Teil A.b).

[38] Am 3. September 2009 verfasste die Schenkerin einen handschriftlichen Testamentszusatz, mit dem sie dem
Enkel samtliche Mdbel, Bilder, Teppiche und samtliches Inventar vermachte (Sachverhalt Teil A.c).

[4] Am 8. Méarz 2017 zog die Schenkerin ins Altersheim. Die Beschenkte ersuchte daraufhin den Enkel, das
Carigiet-Bild ihr als Eigentimerin herauszugeben (Sachverhalt Teil A.d).

[5] Am 13. Dezember 2017 verstarb die Schenkerin (Sachverhalt Teil A.e).

[6] Mit Entscheid vom 9. Februar 2021 hiess das Regionalgericht Imboden die von der Beschenkten erhobene
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Klage gut und verpflichtete den Enkel, das Carigiet-Bild herauszugeben. Dagegen erhob der Enkel erfolglos
Berufung beim Kantonsgericht Graubiinden (Sachverhalt Teile B.a und B.b).

[7] Mit Beschwerde in Zivilsachen beantragte der Enkel die Aufhebung der kantonalen Urteile und die
Klageabweisung. Das Bundesgericht wies die Beschwerde ab (Sachverhalt Teil C und E. 4).

Erwégungen

[8] Die Vorinstanz — so das Bundesgericht — habe die Berufung mit doppelter Begrindung abgewiesen. Einerseits
befand die Vorinstanz, dass es sich beim Carigiet-Bild nicht um einen Einrichtungsgegenstand geméss Ziffer 1V.4
des Kaufvertrags handelt, weshalb es dem Enkel nicht Ubertragen worden sei. Andererseits habe die Vorinstanz
den guten Glauben des Enkels verneint. Das Bundesgericht indessen stiitzte seine Begriindung auf den fehlenden
guten Glauben des Enkels und prifte nicht die Frage, ob es sich um einen Einrichtungsgegenstand handelte
(E. 3.1 und 3.3.4).

[9] Das Bundesgericht hielt fest, dass es zur Ubertragung des Fahrniseigentums den Ubergang des Besitzes auf
den Erwerber bediirfe (Art. 714 Abs. 1 ZGB). Der Besitz werde (ibertragen durch die Ubergabe der Sache selbst
oder der Mittel, die dem Empfanger die Gewalt iber die Sache verschaffen (Art. 922 Abs. 1 ZGB). Ohne Ubergabe
kénne der Besitz einer Sache erworben werden, wenn ein Dritter oder der Verdusserer selbst auf Grund eines
besonderen Rechtsverhaltnisses im Besitz der Sache verbleibe (Art. 924 Abs. 1 ZGB [Besitzeskonstitut]). Wer
eine bewegliche Sache in gutem Glauben zu Eigentum oder zu einem beschrankten dinglichen Recht Ubertragen
erhalte, sei in seinem Erwerbe auch dann zu schitzen, wenn sie dem Verausserer ohne jede Erméachtigung zur
Ubertragung anvertraut worden sei (Art. 933 ZGB). Dies gelte auch dann, wenn der Erwerb des Eigentums mittels
Besitzeskonstitut erfolge (E. 3.3.1).

[10] Der Enkel mache geltend, es komme auf seinen guten Glauben hinsichtlich der Verfligungsmacht der
Schenkerin bei Inkrafttreten des Kaufvertrags und nicht darauf an, ob diese aufgrund der Vorbehaltsklausel nach
Vertragsabschluss noch Einrichtungsgegensténde giiltig habe verschenken kénnen. Er habe keinen Grund
gehabt, am Eigentum der Schenkerin am Carigiet-Bild zu zweifeln. Der Enkel berufe sich darauf, dass die
Gutglaubigkeit zu vermuten sei. Es bestehe fir den Erwerber keine allgemeine Erkundigungspflicht. Eine solche
setze einen konkreten Verdacht voraus. Vorbehalten blieben Geschéaftszweige, die in besonderem Masse dem
Angebot von Waren zweifelhafter Herkunft ausgesetzt seien. Vorliegend gehe es um ein Vertragsverhaltnis
zwischen Grossmutter und Enkelsohn, wobei zwischen den Vertragsparteien ein sehr enges Verhaltnis bestanden
habe (E. 3.2.2).

[11] Der Enkel, so das Bundesgericht, weise zu Recht darauf hin, dass der streitbetroffene Kauf nicht unter die
bisher vom Bundesgericht beurteilten Falle bejahter Erkundigungsobliegenheiten im Kunst- und Occasionshandel
falle. Das allein weise den angefochtenen Entscheid allerdings noch nicht als bundesrechtswidrig aus. Die
Vorinstanz verletze kein Bundesrecht, wenn sie in Ziffer IV.4 des Kaufvertrags einen Umstand erblicke, der den
Enkel hatte veranlassen mussen, sich bei der Verkauferin (d.h. der Schenkerin) nach bereits erfolgten
Verfigungen zu erkundigen. Wer wie der Enkel damit einverstanden sei, dass die Verkauferin weiterhin frei Gber
Einrichtungsgegenstande verfligen kénne, dirfe allenfalls bereits erfolgte Verfligungen nicht einfach ignorieren.
Sodann behaupte der Enkel nicht, dass er solche Erkundigungen angestellt hatte und erst recht mache er nicht
geltend, dass seine Grossmutter (d.h. die Schenkerin) ihm nicht die Wahrheit gesagt hétte. Im Ergebnis kénne
sich der Enkel weder auf seinen guten Glauben im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses noch spater, als er das
Haus tatsachlich in Besitz genommen habe, berufen. Entsprechend sei er auch nicht Eigentimer des Carigiet-
Bildes geworden (E. 3.3.3).

Kurzkommentar

[12] Das Bundesgericht hat bereits in mehreren Urteilen tber das Spannungsfeld zwischen Aufklarungspflicht des
Verkaufers und der Erkundigungsobliegenheit des K&ufers entschieden. Obschon die Ubertragung der
strafrechtlichen Rechtsfigur der Opfermitverantwortung bis anhin nicht ins Zivilrecht Gbernommen wurde, findet sie
unter dem Titel von Treu und Glauben (Art. 2 Abs. 1 ZGB) Eingang in die bundesgerichtliche Rechtsprechung,
wobei teils auch von «vertraglicher Selbstverantwortung» die Rede ist.[1]


https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/24/233_245_233/de

[13] Im vorliegenden Fall geht es nicht um die Frage der Echtheit des Kunstgegenstandes — wie in den anderen bis
anhin beurteilten Fallen — sondern um die Frage, ob die Schenkerin noch gultig Uber das Carigiet-Bild verflgen
konnte bzw. ob der Enkel in seinem gutglaubigen Erwerb zu schiitzen ist. Dennoch wendet das Bundesgericht in
casu die Rechtsfigur der zivilrechtlichen Opfermitverantwortung indirekt an, indem es prift, ob sich der Enkel auf
die Vermutung des Vorhandenseins des guten Glaubens (Art. 3 Abs. 1 ZGB) berufen kann.

[14] Der gute Glaube wird grundsétzlich vermutet (Art. 3 Abs. 1 ZGB). Allerdings kann nur derjenige sich auf den
guten Glauben berufen, der den Nachweis dafiir erbringt, den Umsténden entsprechend aufmerksam gewesen zu
sein (Art. 3 Abs. 2 ZGB). Die Frage nach der gebotenen Aufmerksamekeit ist ein Ermessensentscheid und stiitzt
sich auf die Gesamtwirdigung aller Umstéande des Einzelfalles.[2]

[15] Im Kaufvertrag vereinbarten der Enkel und seine Grossmutter (d.h. die Schenkerin), dass Letztere die
Einrichtungsgegenstande weiterhin Dritten schenken oder vermachen kénne. Weder das Kaufvertragsrecht noch
der Kaufvertrag statuiert eine Erkundigungspflicht des Kéaufers. Allerdings folgert das Bundesgericht richtigerweise,
dass der Enkel aufgrund dieser Klausel hatte abklaren mussen, ob die Schenkerin noch glltig Gber das Bild
verfigen konnte.[3] Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass das Bundesgericht eine Aufklarungspflicht der
Schenkerin in Bezug auf ihre Verfligungsmacht verneinte. Dies Uberrascht mit Blick auf die sonst strenge
Rechtsprechung des Bundesgerichts zur Aufklarungspflicht des Verk&ufers,[4] ist aber im vorliegenden Fall
vertretbar. Dem Enkel wéare es ohne weiteres mdglich gewesen, den Sachverhalt abzuklaren, weshalb er sich dies
unter dem Titel der «vertraglichen Selbstverantwortung»[5] entgegenhalten muss.[6] Damit weicht das
Bundesgericht von seiner sonst eher milden, ké&uferfreundlichen Rechtsprechung[7] (ausserhalb von
Geschéftszweigen, fir die erhdhte Sorgfaltspflichten gelten) ab und bestétigt damit die Rechtsfigur der
Selbstverantwortung des Kaufers im Kaufrecht.[8]

[16] Das Bundesgericht folgerte, dass es in casu keine Rolle spielt, dass die Verkauferin die Grossmutter und der
Kaufer der Enkel ist. Der Enkel tragt die gleiche Selbstverantwortung wie jeder andere Erwerber auch. Dies ist
angebracht, da ansonsten die Untersuchungsobliegenheit und damit letztlich auch die Selbstverantwortung des
Enkels nicht von seiner Aufmerksamkeit abhinge, sondern von seiner Beziehung zum Vertragspartner. Dies wére
eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung zu anderen K&ufern, weshalb das Bundesgericht dem Enkel
richtigerweise dieselbe Selbstverantwortung auferlegt hat wie jedem anderen Erwerber auch.

[17] Der Entscheid ist im Lichte der bundesgerichtlichen Rechtsprechung korrekt und vertretbar. Das
Bundesgericht bestétigt, dass in gewissen Fallen die Selbstverantwortung des Erwerbers hoéher wiegt als die
Aufklarungspflicht des Verkaufers und nimmt im Grunde nichts anderes als eine klassische Interessensabwagung
vor, bei der die Interessen zweier Parteien einander gegenlbergestellt werden und geprift wird, welches dieser
Interessen Uberwiegt.[9]

MLaw DeBORAH KADERLI, Substitutin, Walder Wyss AG.
Dr. iur. DARIO GALLI, LL.M., Rechtsanwalt, Walder Wyss AG.

Dr. iur. MARKUS VISCHER, LL.M., Rechtsanwalt, Walder Wyss AG.

[1] Urteil des Bundesgerichts 4A_141/2017 vom 4. September 2017 E. 3.3, nicht publiziert in: BGE 143 Il 495;
Urteil des Bundesgerichts 4A_353/2014 vom 19. November 2014 E. 4.2; BGE 107 11419 E. 2 S. 423; Urteil des
Bundesgerichts 4C.43/2005 vom 24. Juni 2005 E. 3.2; siehe zur Opfermitverantwortung im Zivilrecht Markus
ViscHer/DARIO  GALLl,  Entscheidbesprechungen. BGer 4A_141/2017: Opfermitverantwortung bei der
zivilrechtlichen absichtlichen Tauschung, AJP 2017, S. 1393 ff., S. 1398 ff.; siehe ferner VIKTORIYA
CHERNAYA/DARIO GALLI/MARKUS VISCHER, Fahrldssiger Irrtum und Verstoss gegen Treu und Glauben, in: dRSK,
publiziert am 10. Oktober 2022; MARKUS VISCHER, in: Anna Béhme/Fabian Gahwiler/Fabiana Theus Simoni/lvo
ZuberbUhler (Hrsg.), Ohne jegliche Haftung. Festschrift fur Willi Fischer, Zurich/Basel/Genf 2016, S. 541 ff., S.
549 ff.

[21 BGE 139 111 305 E. 3.2.2 S. 308; MaRkus MULLER-CHEN, Die Crux mit dem Eigentum an Kunst, AJP 2003, S.
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1267 ff., S. 1271.
[3] ALEXANDRA JUNGO, Zlrcher Kommentar, 3. Aufl., Zlirich/Basel/Genf 2018, Art. 8 ZGB N 277.
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131 11418 E. 2.3.2 S. 422; BGE 122 1ll 1 E. 2a/aa S. 3.

[9] BRUNNER/GALLI/VISCHER (Nr. 5), Rz. 151; ScHAFER/GALLI/VISCHER (Nr. 4), Rz. 16.

Zitiervorschlag: Deborah Kaderli / Markus Vischer / Dario Galli, Die Nahe des Vertragspartners als Kriterium fiir
die Opfermitverantwortung?, in: dRSK, publiziert am 19. Mai 2023

ISSN 1663-9995. Editions Weblaw

EDITIONS WEBLAW

Weblaw AG | Schwarztorstrasse 22 | 3007 Bern

T +41 31 380 57 77 info@weblaw.ch weblaw.ch


https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=29.12.2020_4A_437-2020&q=%224a_437%2F2020%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://glossa.weblaw.ch/public_preview.php?glossa_id=3121&lang=de
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=02.11.2020_4A_514-2020&q=%224a_514%2F2020%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://jusletter.weblaw.ch/juslissues/2021/1090/die-rechtsprechung-d_b253c59c68.html
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=02.11.2020_4A_514-2020&q=%224a_514%2F2020%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=12.04.2011_4A_70-2011&q=%224a_70%2F2011%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=BGE-131-III-145&q=%22131+iii+145%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://glossa.weblaw.ch/public_preview.php?glossa_id=1517&lang=de
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=29.03.2018_5A_962-2017&q=%225a_962%2F2017%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=15.04.2014_5A_925-2013&q=%225a_925%2F2013%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=BGE-139-III-305&q=%22139+iii+305%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=BGE-131-III-418&q=%22131+iii+418%22&sel_lang=de#lsmark_0
https://entscheide.weblaw.ch/cache.php?link=BGE-122-III-1&q=%22122+iii+1%22&sel_lang=de#lsmark_0
mailto:info@weblaw.ch

	Sachverhalt
	Erwägungen
	Kurzkommentar

